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I. Überblick
Bei der Sistierhaft gem. § 230 Abs. 2 StPO, die auch als
Vorführungshaft oder Ungehorsamshaft1 bezeichnet wird,
handelt es sich um ein Zwangsmittel, das die Anwesenheit
des Angeklagten in der Hauptverhandlung sicherstellen
soll. Trotz ihrer für den Angeklagten einschneidendenWir-
kung wird sie in der Literatur selten diskutiert,2 nur ver-
einzelt wird Rechtsprechung zum Thema veröffentlicht.3
Der Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, wie das auch
beschuldigtenschützend verstandene Anwesenheitsprin-
zip des deutschen Strafprozessrechts dem Betroffenen
zum Nachteil gereichen kann und inwiefern Reformbedarf
für die Regelung auszumachen ist.
II. Die Anwesenheitspflicht des
Angeklagten
Der Anwesenheitsgrundsatz als ein die deutsche Haupt-
verhandlung prägender Aspekt wird von § 230 Abs. 1 StPO
konkretisiert. Er bestimmt, dass gegen den ausgebliebe-
nen Angeklagten eine Hauptverhandlung grundsätzlich
nicht stattfindet. Wird gegen die Vorgabe verstoßen, liegt
nach § 338 Nr. 5 StPO ein absoluter Revisionsgrund vor.
Begründet wird dies aus zwei Blickwinkeln: Zum einen
könne die angestrebte Wahrheitserforschung ohne den
Angeklagten kaum gelingen, nur so könne der Tatrichter
den notwendigen »unmittelbaren sinnlichen Eindruck von
der Person des Angeklagten gewinnen.«4 Die Anwesen-
heitspflicht (und die Berechtigung entsprechender Vorfüh-
rungszwangsmittel) wird daher auch damit gerechtfertigt,
dass andernfalls »ein mit dem Rechtsstaatsprinzip unver-
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wird.
1 Diese Bezeichnung findet sich – nota bene! – häufig in gericht-
lichen Entscheidungen, z. B. LG Saarbrücken StV 2001, 344 oder OLG
Hamburg, Beschl.v. 16. 1. 2012 – 2 Ws 13/12; vgl. dagegen aber KG
NJW 2007, 2345.
2 Ausnahmen sind der Aufsatz von Scharf/Kropp NStZ 2000, 297 ff.
und die Dissertation von Triltsch, Die Zwangsmittel des § 230 Abs. 2
StPO unter besonderer Berücksichtigung des Haftbefehls, die 2008
erschien und in der 130 Haftbefehle nach § 230 Abs. 2 StPO aus den
Jahren 1996 bis 2006 in Schleswig-Holstein ausgewertet sind.
3 In jüngerer Zeit z. B. OLG Köln, Beschl. v. 11. 6. 2012 – 2 Ws 428/12;
OLG Hamburg, Beschl. v. 16. 1. 2012 – 2 Ws 13/12; KG, Beschl. v.
12. 9. 2014 – 3 Ws 484/14–141 AR 452/14 (= NStZ-RR 2014, 378–379);
OLG Karlsruhe, Beschl. v. 13. 4. 2015 – 2 Ws 126/15 (= StV 2015, 652–
653), alle bei juris.
4 Eisenberg Beweisrecht 2015, Rn. 755, Roxin/Schünemann Strafver-
fahrensrecht 2014, S. 354.
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einbarer Stillstand« eintreten würde.5 Zum anderen soll
der Anwesenheitsgrundsatz dem Angeklagten selbst
dienen – ein gerechtes Urteil setze voraus, dass er tatsäch-
lich selbst gehört (Art. 103 GG) bzw. mit ihm auch tat-
sächlich kommuniziert werde; seine Verteidigungsrechte
könne er in Abwesenheit nicht ausschöpfen.6 Ein Abwe-
senheitsverfahren wird nach dieser Lesart als unzulässiges
Ungehorsamsverfahren betrachtet, die Absage an derarti-
ge »Kontumazialverfahren« stammt schon aus der RStPO.7
Eine starke Tradition des Anwesenheitsgrundsatzes
oder, als Gegenteil, die Akzeptanz von Abwesenheitsver-
fahren in relativ weiten Bereichen des Strafverfahrens ge-
hören zu den Aspekten, die innerhalb der kontinentalen
Strafverfahrenssysteme für deutliche Unterschiede sorgen.
So sind z. B. imbelgischen, italienischenund französischen
Recht unter verschiedenen Voraussetzungen Abwesen-
heitsverhandlungen und – urteile zulässig,8 die neue pol-
nische Strafprozessordnung, die am 1. 7. 2015 in Kraft ge-
treten ist, akzeptiert sie ebenfalls wesentlich weitergehend
als bisher.9 Die deutsche Tradition vom Anwesenheits-
grundsatz als gleichermaßenPflicht undRecht dürfte dabei
als eine Mischung aus Treue zum Prinzip der Wahrheits-
ermittlung, obrigkeitsstaatlichem Denken und benevolen-
tem Paternalismus zu qualifizieren sein. Versuche, das An-
wesenheitsprinzip durch eine vermehrte Zulassung von
Abwesenheitsverfahrenaufzuweichen, erfahrenvonSeiten
der Literatur teilweise heftige Ablehnung.10 Im Ergebnis
ermöglicht § 230 Abs. 2 StPO die zwangsweise Vorführung
oder auch die Inhaftierung eines gem. § 216 StPO richtig
geladenen, aber schuldhaft ausgebliebenen Angeklagten.
Haftgründe i. S. der §§ 112 ff. StPO sindnicht erforderlich.
III. Urteile ohne Anwesenheit
des Angeklagten
Ausnahmen von der Anwesenheitspflicht sind in §§ 232,
233 StPOabschließendaufgezählt. DanachkanndieHaupt-
verhandlung ohne den Angeklagten durchgeführt werden,
wennerordnungsgemäßgeladenund inderLadungdarauf
hingewiesen worden ist, dass in seiner Abwesenheit ver-
handelt werden kann, und keine schwerwiegende Rechts-
folge erwartet wird. Im vorgesehenen Rahmen bleiben
Geldstrafen bis zu einhundertachtzig Tagessätzen, Verwar-
nung mit Strafvorbehalt, Fahrverbot, Verfall, Einziehung,
Vernichtung oder Unbrauchbarmachung, allein oder ne-
beneinander, auch die Entziehung der Fahrerlaubnis ist
möglich. Unter diesen Voraussetzungen kann dem Ange-
klagten ein Fernbleiben auch gestattet werden, wenn er
darumgebetenhat, etwa,weil erweit entferntwohnt.
Auch wenn es für den Fall einer anberaumten Haupt-
verhandlung also nur wenige Ausnahmen vom Anwesen-
heitsgrundsatz gibt,11 muss doch erwähnt werden, dass ein
nicht geringer Teil der Verfahren tatsächlich ohne einen
anwesenden Angeklagten, nämlich ganz ohne eine Haupt-
verhandlung, erledigt werden: Etwa die Hälfte aller Ver-
fahren werden von deutschen Strafgerichten mittels eines
schriftlichen Strafbefehlsverfahrens beendet. Es geht um
die Gesamtheit aller Verfahren vor Land- und Amtsgerich-
ten, d. h. die Quote vor den Amtsgerichten ist noch höher –
undzuvor sindschonknappdieHälfte aller anklagefähigen
Verfahren nach §§ 153, 153 a StPO bzw. den korrespondie-
renden Vorschriften im JGG und BtmG eingestellt worden.12
5 OLG Hamburg, Beschluss vom 16. 1. 2012 – 2 Ws 13/12 mit Verweis
auf die Rspr. des BVerfG zur »Funktionstüchtigkeit der Strafrechts-
pflege«, z. B. in BVerfGE NJW 1972, 2214, 2216; BGH NJW 1991, 1364,
1365, jeweils m. w. N. Im Prinzip zustimmend Jäger Die Anwesenheit
des Angeklagten in der Hauptverhandlung 2005, S. 199; kritisch aber
z. B. Julius Zur Disponibilität des strafprozessualen Anwesenheits-
gebots 1992, S. 298 ff.
6 Roxin/Schünemann (Fn. 3), S. 354; diesen Punkt betonen auch be-
sonders Kühne Strafprozessrecht 2010, S. 76 und Beulke Strafprozess-
recht 2012, S. 81; vgl. auch BGHSt 55, 87, 89 = NStZ 2011, 47, 49.
7 Roxin/Schünemann (Fn. 3), S. 354.
8 Vgl. hierzu z. B. Klitsch ZIS 2009, S. 13 ff. sowie im Überblick Laue
Die Hauptverhandlung ohne den Angeklagten 2010, S. 2297 ff. auch
mit Hinweis auf die Rechtsprechung des EGMR.
9 Die bisherigen Anwesenheitspflichten (Art. 374 ff. polnStPO) sollen
nur noch bei Verhandlungen wegen Verbrechen (nach polnischem
Verständnis bei Delikten, die mit einer Höchststrafe von mindestens
drei Jahren bedroht sind, Art. 7 Abs. 2 polnStGB) gelten. In allen
anderen Fällen ist die Anwesenheit des Angeklagten nur noch bei der
Verlesung der Anklageschrift und seiner ersten Vernehmung notwen-
dig, im Übrigen muss sein Verteidiger anwesend sein. Der theoreti-
sche Hintergrund ist die Stärkung der Parteirollen, die auch den
Beschuldigten bzw. den Angeklagten betrifft, und die Erwägung,
»dass man eine Partei nicht zur Wahrnehmung ihrer Rechte zwingen«
könne. Das Zitat und die Erläuterungen zu den Neuerungen stammen
aus dem von Prof. Sławomir Steinborn, Universität Gdansk, am
9. 7. 2014 in Greifswald gehaltenen Vortrag zur neuen polnischen
StPO. Eine synoptische Gegenüberstellung der bisherigen Fassung
der polnStPO mit den Änderungen ist auf den Internetseiten des Sejm
zu finden (http://isap.sejm.gov.pl/DetailsServlet?id=WDU19970890
555, relevant ist das Dokument: D19970555Lj.pdf, abgerufen am
15. 7. 2015).
10 Roxin/Schünemann (Fn. 3), S. 507; Ahlbrecht EU-Rahmen-
beschluss zu Abwesenheitsverurteilungen, DAV-FS 2009, S. 1055; et-
was zurückhaltender Klitsch ZIS 2009, S. 11.
11 Bei ausgebliebenem Angeklagten ist dies noch in Fällen der von
ihm eingelegten Berufung (§ 329 StPO) oder nach Einspruch beim
Strafbefehl (§ 412 StPO) so, hier ergehen quasi Versäumnisurteile.
12 Vgl. ausführlich Heinz Der schöne Schein des Strafrechts 2010,
S. 11 ff. mit Daten der Staatsanwaltschaftsstatistik.
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Die Rechtsfolgen eines Strafbefehls können nach § 407
StPO immerhin bis zu einem Jahr (ausgesetzter) Freiheits-
strafe betragen, wenn der Angeschuldigte einen Verteidi-
ger hat, diskutiert wird sogar eine Ausweitung auf zwei
Jahre.13 Hier wird akzeptiert, dass die Betroffenen selbst
über ihre Beteiligung disponieren (indem sie nämlich Ein-
spruch einlegen oder nicht).14
IV. Verhältnismäßigkeit der
Sistierhaft
In der Praxis ist der Anwesenheitsgrundsatz damit viel-
fach, vor allem durch die Strafbefehlspraxis, durchbro-
chen. Wird sein Schutz in anderen Fällen dennoch mit
scharfen Zwangsmitteln verfolgt, muss gefragt werden, ob
dies immer notwendig ist oder nicht auch apokryphe Zwe-
cke verfolgt werden. Sie deuten sich an, wenn die Recht-
sprechung anführt, dass es auch um die »gebotenen Ein-
wirkung des Verfahrensablaufs auf den Angeklagten«
gehe,15 die seine Anwesenheit erforderlich machen soll.
Nun wird in der Kriminologie akzeptiert, dass bereits das
Verfahren als solches sanktionierende Wirkung haben
kann.16 Dass es sie strafprozessrechtsdogmatisch haben
darf, ist jedoch wegen der Unschuldsvermutung mehr als
zweifelhaft. Eine solche Instrumentalisierung des Verfah-
rens ist daher problematisch, denn für andere säumige
Verfahrensbeteiligte, namentlich Zeugen, steht dieses
Zwangsmittel ja nicht zur Verfügung.
Jedenfalls ist die Sistierhaft rechtsstaatlich nicht aus-
reichend abgesichert und missbrauchsanfällig. Dies gilt
zum einen für Fragen der Verhältnismäßigkeit: An sich ist
§ 230 Abs. 2 StPO subsidiär zur Vorführung nach § 133
Abs. 2, 134 StPO,17 so dass bei vorhandener Anschrift stets
eine Vorführung als milderes Zwangsmittel zu versuchen
ist. Hier gibt es empirische Hinweise, dass dies nicht im-
mer versucht wird18 – allerdings ist einzuräumen, dass
zumindest in Ballungsräumen eine solche Vorführung
zum Termin oft schlicht nicht funktioniert und daher un-
zweckmäßig sein kann. Problematisch sind zum zweiten
die fehlenden Höchstfristen oder Überprüfungspflichten
der Gerichte. Zwar ist unstreitig, dass das Beschleuni-
gungsgebot in Haftsachen auch hier gilt, in der Praxis
werden wohl unter Berücksichtugung des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes Befristungen auch ausgesprochen.
Vereinzelt gibt es daher auf das Übermaßverbot gestützte
Entscheidungen, bei denen die Haft im Ergebnis als zu
lange bewertet wurde.19 Dennoch bleibt unklar, ab wann
genau eine solche Haft »zu lang« ist und mitunter werden
erstaunlich lange Fristen bzw. eine Anlehnung an die Drei-
Monats-Frist des § 117 StPO aF und sogar des § 121 StPO als
akzeptabel angesehen.20 Empirische Untersuchungen er-
gaben im Jugendbereich im Mittel Haftdauern von etwa
vier Wochen, im Erwachsenenbereich lagen die Zeiten teil-
weise jedoch auch deutlich darüber.21 Es ist darüber hi-
naus zu vermuten, dass die Haftbefehle nach § 230 Abs. 2
StPO oft eine eher vulnerable Klientel treffen: Oft sind
keine sehr schwierigen und schweren Fälle zu verhandeln
(häufig Mehrfachtäter mit einfachen Diebstählen), ande-
rerseits deuten Arbeitslosigkeit, Drogen- und Alkoholpro-
bleme bei vielen Betroffenen auf schwierige sozialen Situa-
tionen hin. Sie neigen auch nicht dazu, sich zu wehren,
Rechtsmittel werden jedenfalls nur in Ausnahmefällen
eingelegt.22
Eine solche Praxis ist nicht hinnehmbar, § 230 Abs. 2
StPO daher reformbedürftig. Stellt man sich einmal vor,
dass es bei der Sache um eine Bagatelle handelt, die Sach-
lage relativ klar ist und vermutlich eine Geldstrafe das
Resultat der Verhandlung sein wird:23 Es gäbe dann die
13 Leipold/Wojtech ZRP 2010, S. 243.
14 Zur »verfahrensmäßigen Autonomie« vgl. auch Julius (Fn. 4),
S. 297  m. w. N.
15 KGNJW 2007, 2345.
16 Vgl. z. B. Heinz Das strafrechtliche Sanktionensystem und die
Sanktionierungspraxis in Deutschland 1882–2012, 2014, S. 66; für
Wirtschaftsstrafverfahren Lindemann Voraussetzungen und Grenzen
legitimenWirtschaftsstrafrechts 2012, S. 13 f.
17 Meyer-Goßner/Schmitt 2014, § 230 Rn. 11; zur Verhältnismäßigkeit
BVerfG NJW 2007, 2318.
18 In der Stichprobe von Kowalzyck, der die Situation des Unter-
suchungshaftvollzugs und der Alternativen zur Untersuchungshaft in
Mecklenburg-Vorpommern untersuchte, waren in rund einem Viertel
der Fälle keine Vorführungen versucht worden (Kowalzyck Unter-
suchungshaft, Untersuchungshaftvermeidung und geschlossene Un-
terbringung bei Jugendlichen und Heranwachsenden in Mecklen-
burg-Vorpommern 2008, S. 285). Bei Triltsch (Fn. 2) S. 145, waren es
sogar fast 70% der Fälle; er vermisst auch darüber hinaus (S. 150 ff.)
Verhältnismäßigkeitsüberlegungen.
19 Z. B. LG Dortmund StV 1987, 335: maximal sieben Wochen; LG
Bonn StV 1994, 422: fünf Monate sind zu lang.
20 Nachweise bei Scharf/Kropp NStZ 2000, S. 298; KK/StPO-Gmel
§ 230 Rn. 13; zu beachten ist, dass das BVerfG (Fn. 17) für längere
Haftzeiten die Darlegung konkreter Gründe verlangt.
21 Kowalzyck (Fn. 17), S. 285; bei Triltsch (Fn. 2), S. 190 waren sehr
viele Inhaftierungen sehr kurz (nur ein Tag bzw. unter 10 Tagen),
immerhin ein Drittel der Betroffenen war aber länger als einen Monat
in Haft, der Spitzenreiter mehr als vier Monate.
22 Triltsch (Fn. 2), S. 181 ff.
23 Dieser Überlegung ist angelehnt an einen bei einem Besuch der
Verf. in der JVA Bielefeld-Brackwede (am 28. 7. 2014) vorgefundenen
Fall. Es ging um die Vorwürfe des Ladendiebstahl und des Schwarz-
fahrens im Wiederholungsfall, angegebene Schadenshöhen waren
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Möglichkeit einen Strafbefehl zu erlassen; es gäbe die
Möglichkeit in absentia zu verhandeln. Ein Einwand gegen
diese Erledigungsformen könnte sein, dass der Betroffene
sich nicht ausreichend verteidigen kann und dass auf
seine persönlichen Umstände nicht adäquat Rücksicht
genommen werden kann. Diese beschuldigtenschützen-
den Überlegungen können jedoch wohl kaum eine
mehrwöchige Haft rechtfertigen. Ob das Argument der
Verwirklichung des Ermittlungsgrundsatzes bzw. der Auf-
klärungspflicht dies angesichts der weitreichenden Mög-
lichkeiten der Verfahrensbeendigung ohneHauptverhand-
lung immer kann, ist zweifelhaft.24
Verschärft wird die Problematik seit den Neuerungen
des Haftrechts von 2009 dadurch, dass Inhaftierte nach
§ 230 Abs. 2 StPO schlechter gestellt sind als solche nach
den §§ 112 ff. StPO, denn die notwendige Verteidigung
gem. § 140 Abs. 1 Nr. 4 StPO gilt zumindest dem Wortlaut
nach nur für die Untersuchungshaft.25 Die tendenziell eher
aus verfahrensökonomischen oder apokryph erzieheri-
schen Gründen zur Sicherung ihrer Anwesenheit Inhaftier-
ten sind also schlechter gestellt, als diejenigen, bei denen
ein Haftgrund besteht.
V. Reformbedarf
§ 230 Abs. 2 StPO ist daher um eine Befristung zu erwei-
tern. Hierfür müssen zwei Wochen ausreichen; eine solche
Frist scheint insofern angebracht, als sie es dem Gericht
ermöglichen würden, den Haftbefehl zwei Wochen vor
Terminierung zu erlassen und die Verfolgungsbehörden in
der Regel dennoch ausreichend Zeit hätten, den Betreffen-
den ausfindig zu machen. Zumindest wenn doch längere
Fristen akzeptiert werden, muss die Geltung des § 140
Abs. 1 Nr. 4 StPO auf die Sistierhaft ausgedehnt werden.
Vorgeschlagen wurde alternativ, dass im Falle des gleich-
zeitigen Erlasses von Haftbefehl und Bestimmung eines
neuen Hauptverhandlungstermins die Anordnung ergeht,
dass der Haftbefehl erst eine bestimmte Zeit vor dem Ter-
min zu vollstrecken ist.26 In jedem Fall muss der Gesetz-
geber dafür sorgen, dass Sistierhaftbefehle nicht dafür
missbraucht werden können, dass säumige Angeklagte
»auf Vorrat« über einen längeren Zeitraum inhaftiert wer-
den.
70 Euro und diverse Schwarzfahrten. Die Inhaftierung war Anfang
Juni erfolgt, die Hauptverhandlung war auf September terminiert. Ob
diese Gestaltung und vor allem die Länge der Inhaftierung typisch
sind, kann mangels empirischer Erhebungen nicht beurteilt werden.
Ein Indiz für eine entsprechende regionale Praxis ergibt sich aber aus
dem Jahresbericht des Haftverkürzungsprojekts der JVA Bielefeld-
Brackwede (v. Bodelschwinghsche Stiftungen Bethel, KIM – Soziale
Arbeit e.V. Paderborn Maßnahmen der Untersuchungshaft-, Ersatz-
freiheitsstrafen- und Zivilhaftreduzierung in der JVA Bielefeld-Brack-
wede 2014, S. 17): Danach waren von 440 erfassten Untersuchungs-
gefangenen im Jahr 2013 rund 120 nach § 230 Abs. 2 StPO inhaftiert,
was die Projektverantwortlichen selbst als »signifikanten Anstieg«
gegenüber den Vorjahren bewerten. Eine Rückfrage in der größten
deutschen Untersuchungshaftanstalt in Hamburg ergab allerdings
keine Hinweise für eine verbreitetere Praxis dort – es gebe solche
Fälle vereinzelt, jedoch nicht häufiger als früher, und vier Wochen
Haftzeit wurden als eher lang bezeichnet (Mitteilung der Anstalts-
leiterin per Email am 17. 12. 2014). Jedenfalls werden die Haftfälle
nach § 230 Abs. 2 StPO in den Statistiken des Justizvollzugs zumeist
nicht gesondert erfasst, was eine Beurteilung erschwert.
24 Das Problem wird auch illustriert durch eine jüngere Entschei-
dung des KG (Beschl. v. 12. 9. 2014 – 3 Ws 484/14–141 AR 452/14 =
NStZ-RR 2014, 378–379), nach der ein Haftbefehl nach § 230 Abs. 2
StPO gegen einen Beschuldigten rechtmäßig gewesen sein soll, der
gegen einen Strafbefehl über 30 Tagessätzen zu je 25,- Euro und
einem Fahrverbot von zwei Monaten Einspruch eingelegt hatte und
trotz der Anordnung persönlichen Erscheinens nicht gekommen war,
sondern nur seinen Verteidiger geschickt hatte. Hier dürfte das Be-
streben der Strafrichterin, in der Hauptverhandlung die Wahrheit
(hinter einem Verkehrsunfall) an Licht zu bringen, die Hauptrolle
gespielt haben – es liegt aber durchaus nahe, dass es auch um eine
Ungehorsamssanktion ging, weil für den Termin auch Zeugen und
ein Dolmetscher geladen worden waren und man dem Angeklagten
mit Recht widersprüchliches Verhalten vorwerfen konnte. Da das
Ausbleiben des Angeklagten jedoch prinzipiell als unschädlich gilt,
wenn für ihn zulässigerweise ein Vertreter erschienen ist, ist der
Haftbefehl allein auf einen Verstoß gegen die Erscheinenspflicht nach
§ 236 StPO zurückzuführen. Das ist von der Rechtsprechung seit lan-
gem akzeptiert (OLG Celle NJW 1970, 906), birgt aber bei einer länge-
ren Haft bei eher bagatellhaften Vorwürfen ein Verhältnismäßigkeits-
problem (entsprechend KG NJW 2007, 2345).
25 So z. B. KK/StPO-Laufhütte § 140 Rn. 11, der aber auf eine abwei-
chende Entscheidung des AG Aschersleben StV 2010, 493 hinweist,
das eine notwendige Verteidigung für den Fall der Sicherungshaft
nach § 453 c StPO (Festnahme bei drohendem Widerruf einer Ausset-
zung der Freiheitsstrafe zur Bewährung) fordert.
26 Z. B. OLG Köln, Beschl. v. 11. 6. 2012 – 2 Ws 428/12; KK/StPO-Gmel
§ 230 Rn. 13, zustimmend Eisenberg (Fn. 3) Rn. 763 a, der eine Woche
vorschlägt.
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